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Einleitung 

I. Gegenstand der Arbeit 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die RechtsprechWlg des BWldesge-

richtshofs Zlllll qualifizierten faktischen GmbH-Konzem. 1 In den EntscheidWl-
gen "Autokran"2, "Tiefbau"3, "Video"4, "TBB"5, "EDV"6, "Fertighaus 11"7, 

"Architekten"S Wld "Betriebsfortfillrrung"9 hatten die Gläubiger von Gesell-

schaften mbH, nachdem sie mit der Zwangsvollstreckung in das Vermögen der 

jeweiligen Gesellschaft ausgefallen waren, deren Gesellschafter persönlich fiir 
die Gesellschaftsverbindlichkeiten in Anspruch genommen. 

Nach Ansicht des fiir das Gesellschaftsrecht zuständigen Zweiten Zivilsenats 

des BWldesgerichtshofs seien die im aktienrechtlichen Vertragskonzern fiir das 

herrschende Unternehmen bestehenden Pflichten, die während des Konzernver-

hältnisses bei der abhängigen Gesellschaft entstehenden Verluste auszugleichen 

(§ 302 AktG) Wld nach Beendigoog des Konzernverhältnisses gegenüber den 

Gläubigem der abhängigen Gesellschaft Sicherheit zu leisten (§ 303 AktG), auf 

die GmbH entsprechend anzuwenden, wenn der herrschende Unternehmensge-

I Zwar haben auch andere Bundesgerichte, insbesondere das Bundesarbeitsgericht, 
Urteile zum qualifizierten faktischen GmbH-Konzern erlassen (BAG, AG 1991, 434; 
NJW 1994, 3244; zuletzt BAG, AG 1996, 222). Dabei wurden jedoch die vom Bun-
desgerichtshof aufgestellten Grundsätze übernommen, so daß sich aus diesen Entschei-
dungen für die hier interessierende Frage der Fortbildung des GmbH-Konzernrechts 
nichts entnehmen läßt. 

2 BGH, Urteil vom 16.09.1985, BGHZ 95, 330-349. 

3 BGH, Urteil vom 20.02.1989, BGHZ 107,7-23. 

4 BGH, Urteil vom 23.09.1991, BGHZ 115, 187-203. 

5 BGH, Urteil vom 29.03.1993, BGHZ 122, 123-136. 

6 BGH, Urteil vom 13.12.1993, WM 1994, S. 203-204 = NJW 1994, S. 446 (m. 
Anm. K. Schmidt). 

7 BGH, Urteil vom 19.09.1994, NJW 1994, S. 3288-3291. 

S BGH, Urteil vom 16.02.1995, BB 1995, S. 997-999. 

9 BGH, Urteil vom 12.02.1996, NJW 1996, S. 1283-1284. 
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sellschafter und die von ihm abhängige Gesellschaft einen qualifizierten fakti-

schen GmbH-Konzern bildeten. 

Der Bundesgerichtshof ging in den ersten Entscheidungen davon aus, daß ein 
qualifizierter faktischer GmbH-Konzern vorliege, wenn der herrschende Gesell-

schafter dauernd und umfassend Einfluß auf die Geschäftsführung der von ihm 

abhängigen GmbH nehme, indem er dieser in weitem Umfang Weisungen er-
teile. Folge des dann vorliegenden qualifizierten faktischen Konzerns sei die 
entsprechende Anwendung der §§ 302, 303 AktG, wobei die Pflicht zur Sicher-
heitsleistung sich in eine direkte Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Gesell-
schaftsgläubiger wandele, wenn die Gesellschaft vermögenslos und eine Sicher-
heitsleistung daher zwecklos sei. In der "TBB"-Entscheidung änderte der Bun-
desgerichtshof seine Auffassung. Nunmehr sollte die dauernde und umfassende 
Leitung der abhängigen Gesellschaft weder die Konzernhaftung des herrschen-

den Unternehmens auslösen noch eine Vermutung für das Vorliegen eines qua-
lifizierten faktischen GmbH-Konzerns begründen. Erforderlich sei vielmehr ein 
objektiver Mißbrauch der beherrschenden Gesellschafterstellung, der vorliege, 

wenn der Unternehmensgesellschafter die Konzemleitungsmacht in einer Weise 
ausübe, die keine angemessene Rücksicht auf die Belange der abhängigen Ge-

sellschaft nehme. Diese Auffassung hat der Bundesgerichtshof in den folgenden 
Entscheidungen bestätigt. 

11. Fragestellung 

Der methodische Ansatz der Arbeit besteht in der Frage, ob die für die ent-

sprechende Anwendung der §§ 302, 303 AktG auf den qualifizierten faktischen 

GmbH-Konzern erforderlichen Analogievoraussetzungen vorliegen. Zu prüfen 

ist somit, ob das GmbH-Gesetz im Hinblick auf die Sachverhalte des qualifi-

zierten faktischen GmbH-Konzerns eine Regelungslücke aufweist und ob dieser 

Konzern mit dem auf einem Unternehmensvertrag, insbesondere einem Be-

herrschungsvertrag, beruhenden Aktienkonzern derart vergleichbar ist, daß die 

entsprechende Anwendung der §§ 302,303 AktG angemessen ist. Über diesen 

methodischen Ansatz gelangt man zu Antworten auf die Fragen, ob für die 

entsprechende Anwendung der vertragskonzernrechtlichen Vorschriften des 

Aktiengesetzes auf den qualifizierten faktischen GmbH-Konzern ein tatsäch-

liches Bedürfnis besteht, ob sie dogmatisch haltbar und ob sie im Ergebnis 

praktikabel ist. 
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Hingegen bleiben andere Fragestellungen, insbesondere die Einbindung der 
Konzemhaftung in ein allgemeines Konzept der Durchgriffshaftung, 1 0 aus 
Gründen der thematischen Beschränkung außer Betracht. 

III. Gang der Arbeit 

Die Arbeit besteht aus drei Teilen. Im ersten Teil werden die Entwicklung 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum qualifizierten faktischen 
GmbH-Konzern und die sie vorbereitenden und begleitenden Stellungnahmen 
des Schrifttums dargestellt. Während die "Autokran"- und die "Tiefbau"-Ent-
scheidung von der Lehre positiv aufgenommen wurden, traf das "Video"-Urteil 
auf heftige Kritik, die bis zum Vorwurf der Verfassungswidrigkeit reichte. Der 
Bundesgerichtshof sah sich daraufhin in der "TBB"-Entscheidung zu einer 
"KlarsteIlung" seiner Rechtsprechung veranlaßt. 11 Er forderte fiir die Konzern-
haftung des herrschenden Unternehmensgesellschafters nunmehr, daß dieser 
seine GesellschaftersteIlung objektiv mißbrauche, indem er keine angemessene 
Rücksicht auf die eigenen Belange der abhängigen Gesellschaft nehme. 

Im zweiten Teil wird geprüft, ob das GmbH-Gesetz die fiir eine analoge An-
wendung der vertragskonzemrechtlichen Vorschriften des Aktiengesetzes erfor-
derliche Regelungslücke in bezug auf die Sachverhalte des qualifizierten fakti-
schen GmbH-Konzerns aufweist. Rechtsprechung und Schrifttum folgern das 
Vorliegen einer Regelungslücke fiir die Sachverhalte des qualifizierten fakti-
schen GmbH-Konzerns aus dem Umstand, daß das GmbH-Gesetz keine kon-
zemrechtlichen Vorschriften enthält. Dieser Schluß ist indes nicht zwingend. 
Vielmehr ist zu prüfen, ob die vorhandenen Vorschriften des GmbH-Gesetzes 

einen ausreichenden Schutz fiir die Gläubiger einer im Unternehmensverbund 
stehenden GmbH gewährleisten. Erst wenn diese Frage zu verneinen ist, weist 
das GmbH-Gesetz eine Regelungslücke auf. Erforderlich ist somit eine Untersu-
chung der Gläubigerschutzvorschriften des GmbH-Gesetzes. 

Nach § 13 Abs. 2 GmbHG haftet den Gläubigem der Gesellschaft fiir ihre 
Verbindlichkeiten nur das Gesellschaftsvermögen, nicht aber die Gesellschafter 
persönlich. Den Gläubigerschutz übernehmen die Kapitalsicherungsvorschriften 
der §§ 30 ff. GmbHG. Diese seien - so wird in Schrifttum und Rechtsprechung 

10 DazuStimpel, in: FS Goerdeler, S. 601 ff. 
11 BGHZ 122, 123 Leitsatz a). 


